
Vorschläge, Ergänzungen, Änderungen und Fragen zum 

Entwurf des Integrationskonzepts der Stadt Kamen  

Ausarbeitung der Kamener Migrantenliste (KML) 
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Frage: Welche Konzepte/Maßnahmen gibt es, um das „aufgeschlossene Engagement“ der 

einheimischen Bevölkerung zu fördern? Integration ist (wie auch in den Definitionen 

erwähnt) keine „Einbahnstraße“. Auch die einheimische Bevölkerung muss gefördert und 

gefordert werden sich mehr zu öffnen. 
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Änderung: Das ist ein Integrationskonzept der Stadt Kamen. Außerhalb der Stadtgrenzen hat 

das Konzept eingeschränkten Einfluss auf das Zusammenleben. Daher sollte 

„Zusammenleben in Europa, Deutschland und Kamen“ geändert werden in „Zusammenleben 

in Kamen“. 
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Frage: Mit welchen Akteuren soll der Dialog ganz genau fortgeführt werden? In welchem 

zeitlichen Abstand soll der Dialog stattfinden? 

Vorschlag: Die Akteure sollten im Einzelnen dargestellt werden. 
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Änderung: Der letzte Satz der Definition beschreibt ganz konkret die Assimilation. Das ist 

keine Definition von Integration. Daher sollte entweder die Definition komplett entfernt 

werden, oder wenigstens der letzte Satz gestrichen werden.  

Frage: Der Spracherwerb wird in den Definitionen gar nicht erwähnt. Warum? Für eine 

gelingende Integration ist die Beherrschung der Sprache das A und O.  
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Änderung: In keiner der Definitionen werden die Punkte Arbeit, Ausbildung und Bildung 

erwähnt. Demnach wäre ein arbeitsloser Deutscher auch nicht integriert. 

Frage: Gibt es konkrete Maßnahmen, um arbeitslose Deutsche zu integrieren? 
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Änderung:  

„Anpassungsbestrebungen“ bedeutet Assimilierungsbestrebungen. Das ist nicht akzeptabel 

und widerspricht auch allen Integrations-Definitionen, den Genfer Konventionen und der 

UN-Menschenrechte.  

Integration darf nicht „eingefordert“ werden. Vielmehr sollte die Integration gefördert 

werden, ohne jegliche „Strafmaßnahmen“ oder Bedingungen.  

Glaubens- und Kulturfreiheit ist im Grundgesetz verankert. Ist nicht verhandelbar. Bei 

kollidierenden Grundrechten entscheidet das Bundesverfassungsgericht. Der 

Ermessensspielraum der Behörden wird durch die Urteile des Bundesverfassungsgerichts 

und des Grundgesetzes und die Vorgaben des Bundes bzw. des Landes bestimmt. 

Der Satz „Inwieweit welche Anpassungsbestrebungen von Zugewanderten durch die 

Mehrheitsgesellschaft eingefordert werden können und welches Maß an Glaubens- und 

Kulturfreiheit gewährt werden sollte, ist fortlaufend Gegenstand der öffentlichen Debatte.“ 

sollte ersatzlos gestrichen werden. 

Genfer Flüchtlingskonvention Art. 4: 
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Änderung: Bitte klarer formulieren und die geschichtlichen Tatsachen nicht verdrehen. 

Deutschland hat nach dem Zweiten Weltkrieg im Zuge des wirtschaftlichen Aufschwungs 

Anwerbeabkommen mit Ländern wie Italien, Griechenland, Spanien und der Türkei 

abgeschlossen. Somit hat Deutschland die Zuwanderung eigenhändig im Ausland ersucht 

und gefördert. Gäbe es das Anwerbeabkommen nicht, wären auch nicht Millionen von 

Menschen nach Deutschland migriert.  
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Frage: Wieso wird explizit die Türkei (wenn auch in Klammern) erwähnt? Welche 

„Repressalien“ werden der Türkei zugeordnet? 

Änderung: Die Erwähnung der „Türkei“ sollte entfernt werden. 
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Frage: Welche Akteure wurden hinzugezogen? Wieso wurden die religiösen und kulturellen 

Einrichtungen wie z.B. Kirchen, Moscheen als zivilgesellschaftliche Organisationen zu den 

Workshops nicht hinzugezogen? Wird demnächst in Erwägung gezogen diese religiösen und 

kulturellen Einrichtungen in das Integrationskonzept als Akteure einzubinden? 

Vorschlag: Wie auch in den Zielen des Integrationskonzepts erwähnt wurde („Die durch die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung geschützten Individualrechte gewährleisten, dass 

im Rahmen dieses Prozesses Glaubensfreiheit und kulturelle Identität erhalten bleiben.“, 

S. 6), müssten die Kirchen und die Moscheen der Stadt Kamen in Flyer/Merkblatt/Online-

Plattformen erwähnt und aufgezeigt werden, damit gläubige Zuwanderer durch ihren 

Glauben etwas Halt in ihrem neuen Leben fern der Heimat finden können. Auch aus diesem 

Grund sollten die Kirchen und die Moscheen in das Integrationskonzept als Akteure 

einbezogen werden. 
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Frage: Warum soll der Adressatenkreis auf „türkische und polnische Gastarbeiter und deren 

Nachkommen“ erweitert werden? Die Nachkommen dieser Gastarbeiter sind bereits 

integriert. Bestrebungen die erste Generation der Gastarbeiter zu integrieren ist nicht 

nachvollziehbar. Der Zug für die Integration dieser ersten Generation ist längst abgefahren.  

Frage: Warum wird explizit „Kohlegastarbeiter“ erwähnt und nicht „Gastarbeiter“? 

Änderung: Die Anmerkung „sowie türkischen und polnischen Kohlegastarbeitern und deren 

Nachkommen“ sollte gestrichen werden.  
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Frage: Was soll diese Anmerkung aussagen? Dass türkische Frauen in Deutschland nicht die 

Möglichkeiten haben wie andere Frauen? Wieso wird explizit die türkische Familienstruktur 

hier erwähnt?  

Änderung: Es wird eine vollkommen falsche Darstellung der türkischen Familien hier 

wiedergegeben. Die Frauen der ersten Generation konnten kein Deutsch. Deshalb waren sie 

etwas verschlossener gegenüber der Mehrheitsgesellschaft – was verständlich ist. Ab der 

zweiten Generation kann man von einer „Verhaftung in Subsystemen“ nicht mehr sprechen. 

Dieser Satz sollte daher gestrichen werden.  
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Frage: Warum wird das Jahr 1992 mit 1992 verglichen? Tippfehler? 
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Änderung: Anfangs dachte man in Deutschland, dass viele wieder in ihre Heimat 

zurückkehren werden. Allerdings haben die Wirtschaft bzw. die Arbeitgeber darauf 

bestanden, dass die Befristung der Arbeitsverträge von Gastarbeitern aufgehoben wird, weil 

man nicht jedes Jahr neue Mitarbeiter anlernen wollte/konnte. Als die Verträge durch die 

Politik entfristet wurden, sind viele Gastarbeiter auch in Deutschland geblieben. Der Wunsch 

der Arbeitgeber und Gewerkschaften hat dazu geführt, dass die „Zugewanderten sesshaft“ 

wurden. Die geschichtlichen Tatsachen sollten nicht verdreht wiedergegeben werden. 
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Anmerkung: „Ost-West nach Süd-Nord“ 
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Anmerkung: „Ost-West und Nord-Süd“ ? 

Frage: Tippfehler? Süd-Nord oder Nord-Süd? 

 


